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Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

IV/1 - 68070 - E - Wä 2/70 Bonn, den 12. August 1970 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften ge- 
mäß Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen 
der Europäischen Gemeinschaften 
hier: Währungspolitik in der 

Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaf l 
(EAG) vom 27, Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vor- 
schlag der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 

eine Entscheidung des Rates zur Einführung eines Mecha- 
nismus mittelfristigen finanziellen Beistands. 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 11. Juni 
1970 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen 
Gemeinschaften übermittelt worden. 

Der Rat wird im September 1970 über die Anhörung des Euro- 
päischen Parlaments entscheiden. Die Anhörung des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses zu dem genannten Kommissions- 
vorschlag ist nicht vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat 
ist noch nicht abzusehen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften zu ihrem Vorschlag übermittelte 
Begründung beigefügt. 


Für den Bundeskanzler 
Der Bundesminister für besondere Aufgaben 

Horst Ehmke 


Druck: Budidruckerei R. Madel, 5307 WacJitberg-Villip 
Alleinvertrieb Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1 
Postfadi 821, Goethestraße 54, Telefon 6 35 51 
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Vorsdilag einer Entscheidung des Rates 
zur Einführung eines Mechanismus mittelfristigen finanziellen 

Beistands 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 103 Absatz 2; 

nach Kenntnisnahme des Berichts des Währungs- 
ausschusses vom 10.4.1970; auf Vorschlag der 
Kommission und 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die im Vertrag vorgesehene verstärkte Koordi- 
nierung der Wirtschaftspolitik der Mitgliedstaaten 
war bereits Gegenstand mehrerer Entscheidungen 
des Rates, insbesondere über die Abhaltung vor- 
heriger Konsultationen. 

In ihrem Memorandum vom 12. Februar 1969 hat 
sich die Kommission insbesondere für die Einfüh- 
rung einer engeren kurz- und mittelfristigen Zusam- 
menarbeit zwischen den Mitgliedstaaten in Wäh- 
rungsfragen eingesetzt; der Währungsausschuß hat 
die von der Kommission empfohlenen Maßnahmen 
am 10. Mai 1969 befürwortet. 

Die Zentralbanken der Mitgliedstaaten haben im 
Rahmen ihrer Zuständigkeiten ein System kurz- 
fristiger monetärer Zusammenarbeit mit Hilfe eines 
Abkommens errichtet, das dem Rat mit einem 
Schreiben des Vorsitzenden des Ausschusses der 
Zentralbankpräsidenten vom 2. 1. 1970 notifiziert 
wurde. 

Es ist erforderlich, dieses System im Hinblick auf 
die Deckung des mittelfristigen Finanzierungsbe- 
darfs zu ergänzen, der in einem oder mehreren Mit- 
gliedstaaten der Gemeinschaft auftreten kann. 

In Artikel 108 des Vertrags ist für den Fall, daß 
ein Mitgliedstaat hinsichtlich seiner Zahlungsbilanz 
von Schwierigkeiten betroffen oder ernstlich bedroht 
ist, ein gegenseitiger Beistand vorgesehen, vor allem 
durch Bereitstellung von Krediten in begrenzter 
Höhe seitens anderer Mitgliedstaaten, wozu ihr 
Einverständnis erforderlich ist. 

Ein solcher Beistand ist um so wirksamer, als er 
nach Verfahren gewährt werden kann, die es ermög- 
lichen, die erforderlichen Entscheidungen ohne nach- 
teilige Verzögerungen zu treffen und so zur Wirk- 
samkeit der Konjunkturpolitik beitragen. 

Eine wirksame Konjunkturpolitik kann in der Tat 
nicht auf die Mittel verzichten, die notwendig sind, 
um Gleichgewichtsstörungen in der Zahlungsbilanz 
rasch abzuhelfen. 

Da die Konjunkturpolitik der Mitgliedstaaten eine 
Angelegenheit von gemeinsamem Interesse ist, müs- 
sen der Gemeinschaft und den Mitgliedstaaten im 


voraus geeignete Verfahren und Instrumente zur 
Verfügung gestellt werden, um erforderlichenfalls 
eine rasche Verwirklichung des gegenseitigen Bei- 
stands durch Kreditgewährung an einige Mitglied- 
staaten durch die übrigen Mitgliedstaaten zu ge- 
währleisten. Es kann nämlich nicht abgewartet wer- 
den, bis die Umstände eine sofortige Aktion erfor- 
dern, um dann erst die hierfür notwendigen Instru- 
mente zu schaffen. 

Ein Mechanismus mittelfristigen finanziellen Bei- 
stands wird diesem Erfordernis gerecht. Es ist zweck- 
mäßig, diesen Mechanismus mit Bereitstellungsplan- 
fonds auszustatten und für diese Verbindlichkeiten 
eine begrenzte Laufzeit vorzusehen. Eine fünfjährige 
Laufzeit, die stillschweigend verlängert werden 
kann, erscheint angemessen. 

Die etwaige Inanspruchnahme internationaler Kre- 
dite insbesondere im Rahmen des Internationalen 
Währungsfonds durch einen Mitgliedstaat kann die- 
sen Staat veranlassen, wirtschaftspolitische Ver- 
pflichtungen einzugehen. Derartige Verpflichtungen 
sind geeignet, die Koordinierung der Wirtschafts- 
politik in der Gemeinschaft zu berühren. Deshalb ist 
es erforderlich, daß einerseits vor Inanspruchnahme 
internationaler Kredite eine vorherige Konsultation 
in der Gemeinschaft stattfindet und andererseits die 
Mitgliedstaaten eine abgestimmte Aktion innerhalb 
der internationalen Finanzorganisation betreiben. 

Aufgrund von Artikel 108 empfiehlt die Kommis- 
sion dem Rat nach Anhörung des Währungsaus- 
schusses den gegenseitigen Beistand und die dafür 
geeigneten Methoden — 

HAT FOLGENDE ENTSCHEIDUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

1. Die Mitgliedstaaten haben bis zu den in An- 
lage 1 aufgeführten Höchstbeträgen mittelfristige 
Kredite zu gewähren, die durch eine vom Rat mit 
qualifizierter Mehrheit auf Empfehlung der Kom- 
mission und nach Anhörung des Währungsaus- 
schusses gemäß Artikel 108 erlassene Richtlinie oder 
Entscheidung als mittelfristiger Beistand zur Ver- 
fügung gestellt werden. 

2. Diese Verpflichtung gilt für fünf Jahre und wird 
automatisch um jeweils fünf Jahre verlängert, falls 
nicht ein oder mehrere Mitgliedstaaten dem Rat und 
der Kommission spätestens sechs Monate vor Ablauf 
des jeweiligen Fünfjahreszeitraums mitteilen, daß 
sie sich einer solchen Verlängerung widersetzen. 
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Artikel II 

Beabsichtigt ein Mitgliedstaat, der von Zahlungs- 
bilanzschwierigkeiten betroffen oder ernstlich be- 
droht ist, mittelfristige Kredite außerhalb der Ge- 
meinschaft in Anspruch zu nehmen, so konsultiert er 
zuvor die Kommission und die übrigen Mitglied- 
staaten, um vor allem die Möglichkeiten eines finan- 
ziellen Beistands innerhalb der EWG zu prüfen. 
Diese Konsultation findet im Währungsausschuß 
statt. 

Artikel III 

1. Mit der Gewährung eines gegenseitigen Bei- 
stands legt der Rat nach dem in Artikel I Absatz 1 
vorgesehenen Verfahren die wirtschaftspolitischen 
Verpflichtungen fest, die der begünstigte Mitglied- 
staat einzugehen hat sowie die Kondition für den 
Kredit, insbesondere die Laufzeit und den Zinssatz. 

2. Die im Rahmen dieses Systems gewährten Kre- 
dite können eine Laufzeit von zwei bis fünf Jahren 
haben. Jede Transaktion wird von den beteiligten 
Gläubigerländern im Verhältnis zu ihren Verbind- 
lichkeiten finanziert. 

3. Die aus dem gegenseitigen Beistand erwachse- 
nen Forderungen und Verbindlichkeiten werden in 
einer Rechnungseinheit ausgedrückt, deren Wert 

0. 888671. g Feingold entspricht. 

Artikel IV 

1. Bei der Durchführung einer Aktion des finan- 
ziellen Beistands unter den in Artikel III vorge- 
sehenen Bedingungen ist jeder Mitgliedstaat, der 
sich entweder im Rahmen der kurz- oder mittel- 
fristigen monetären Zusammenarbeit innerhalb der 
EWG oder in einem anderen Rahmen verschuldet 
hat oder sich in Zahlungsbilanzschwierigkeiten be- 
findet, von einer Beteiligung an der Finanzierung 
dieser Aktion entbunden. Der Mitgliedstaat, der sich 
in dieser Lage befindet, setzt den Rat und die 
Kommission davon in Kenntnis. 

2. Falls die Voraussetzungen für die Anwendung 
der in Absatz 1 genannten Bestimmung nicht mehr 
gegeben sind, findet auf Veranlassung der Kom- 
mission oder eines beliebigen Mitgliedstaates eine 
Konsultation im Währungsausschuß statt, in der 
geprüft wird, unter welchen Bedingungen sich der 
zuvor freigestellte Mitgliedstaat an der Finanzierung 


der in Gang befindlichen Aktion beteiligen kann. Die 
Bedingungen für die Beteiligung werden vom Rat 
festgesetzt, der nach dem in Artikel I Absatz 1 vor- 
gesehenen Verfahren entscheidet. 

Artikel V 

1. Jeder Gläubigermitgliedstaat kann sich damit 
einverstanden erklären, daß seine Forderung teil- 
weise oder in vollem Umfang auf einen oder meh- 
rere andere Mitgliedstaaten übertragen wird. Die 
betreffenden Mitgliedstaaten setzen die Kommission 
und die übrigen Mitgliedstaaten davon in Kenntnis. 

2. Sind ein oder mehrere Mitgliedstaaten, die im 
Rahmen des gemeinschaftlichen Systems mittel- 
fristige finanzielle Beistands-Gläubiger sind, von 
Zahlungsbilanzschwierigkeiten betroffen oder ernst- 
lich bedroht, so kann der Rat unter den in Artikel I 
Absatz 1 vorgesehenen Bedingungen beschließen, 
daß die Forderung dieses Staates bzw. dieser Staa- 
ten bei den übrigen Gläubiger-Mitgliedern im Rah- 
men der in der Anlage vorgesehenen Höchstbeträge 
und im Verhältnis hierzu mobilisiert wird. 

3. Sind ein oder mehrere Mitgliedstaaten, die im 
Rahmen des Systems mittelfristigen finanziellen Bei- 
stands Gläubiger sind, von Zahlungsbilanzschwierig- 
keiten betroffen oder ernstlich bedroht und geben 
die innerhalb des Systems verfügbaren Mittel nicht 
die Möglichkeit, ihre Forderung zu mobilisieren, so 
beschließt der Rat unter den in Artikel I Absatz 1 
vorgesehenen Bedingungen, welche Maßnahmen zu 
treffen sind. Es kann sich insbesondere handeln um 

— eine vorzeitige Rückzahlung der im Rahmen des 
mittelfristigen finanziellen Beistands eingegan- 
genen Schuld durch den bzw. die Schuldnermit- 
gliedstaaten in angemessener Höhe 

oder 

— eine abgestimmte Aktion der Mitgliedstaaten bei 
anderen internationalen Organisationen. 

Artikel VI 

Die Mitgliedstaaten treffen die in Artikel I vorge- 
sehenen Maßnahmen rechtzeitig, damit sie in ihrem 

innerstaatlichen Recht spätestens am in 

Kraft treten. 

Artikel VII 

Diese Entscheidung ist an alle Mitgliedstaaten ge- 
richtet. 


Geschehen zu Brüssel, am 


Im Namen des Rates 
Der Präsident 


3 



Dnicksadie VI/ 1087 


Deutsdier Bundestag - 6. Wahlperiode 


Anlage 


Die in Artikel I Absatz 1 dieser Entscheidung vorge- 
sehenen Bereitstellungsplafonds belaufen sich auf 
folgende Beträge: 



Millionen 

Rechnungs- 

einheiten 

V. H. des 
Gesamt- 
betrags 

Deutschland 

600 

30 

Belgien-Luxemburg 

200 

10 

Frankreich 

600 

30 

Italien 

400 

20 

Niederlande 

200 

10 

insgesamt 

2000 

100 
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Begründung 


Der beigefügte Text ist ein Vorschlag der Kom- 
mission an den Rat betreffend eine Entscheidung zur 
Einführung eines Mechanismus mittelfristigen finan- 
ziellen Beistands. 

Dieser Vorschlag ist das Ergebnis der Initiative, 
welche die Kommission mit ihrem Memorandum an 
den Rat vom 12. Februar 1969 über die Koordinie- 
rung der Wirtschaftspolitik und die Zusammenarbeit 
in Währungsfragen innerhalb der Gemeinschaft er- 
griffen hat. In diesem Memorandum empfahl sie ins- 
besondere die Einführung von Mechanismen für die 
kurz- und mittelfristige monetäre Zusammenarbeit 
in der Gemeinschaft. 

Das erste dieser beiden Systeme wurde mit Hilfe 
eines Abkommens zwischen den Zentralbanken der 
Mitgliedstaaten eingeführt, das am 2. Januar 1970 
durch ein Schreiben des Vorsitzenden des Aus- 
schusses der Zentralbankpräsidenten der EWG- 
Länder notifiziert wurde. 

Die Frage der Einführung eines mittelfristigen 
Mechanismus war Gegenstand einer ersten Erörte- 
rung im Währungsausschuß, der seine vorläufigen 
Schlußfolgerungen in einer Stellungnahme vom 
10. Mai 1969 vorgelegt hat. Auf seiner Tagung vom 
17. Juli 1969 hat der Rat „dem Währungsausschuß 
das Mandat erteilt, unter Berücksichtigung der Stel- 
lungnahme des Ausschusses selbst dem Rat und der 
Kommission über die Durchführungsmodälitäten 
eines Systems mittelfristigen finanziellen Beistands 
Bericht zu erstatten . . Aufgrund des vorgenannten 
Mandats erstellte der Ausschuß am 17. Januar 1970 
einen Bericht. Nachdem die darin enthaltenen Leit- 
linien vom Rat auf seiner Tagung vom 23. Januar 
1970 gebilligt worden waren, wurde dem Rat und 
der Kommission am 10. April 1970 ein endgültiger 
Bericht unterbreitet. Die nachstehend aufgeführten 
Vorschläge tragen weitgehend den Auffassungen 
Rechnung, die der Währungsausschuß zum Ausdruck 
gebracht hatte. 

Aus dem Memorandum der Kommission vom 
12. Februar 1969 und aus den verschiedenen Stel- 
lungnahmen und Berichten des Währungsausschus- 
ses geht hervor, daß ein Mechanismus der Zusam- 
menarbeit eingeführt werden muß, mit dessen Hilfe 
sich die Mitgliedstaaten schnell den in Artikel 108 
Absatz 2 c) vorgesehenen finanziellen Beistand ge- 
währen könnten. Beim derzeitigen Stand der Dinge 
würde die Gewährung eines solchen Beistands in 
Anbetracht der bestehenden Verfahren Fristen erfor- 
dern, die mit der für die Durchführung solcher Maß- 
nahmen wünschenswerten Schnelligkeit kaum zu 
vereinbaren sind. 


Da Artikel 108 Absatz 2 c) nur Ad-hoc-Interventio- 
nen vorsieht, muß der angestrebte Mechanismus auf 
Artikel 103 Absatz 2 gestützt werden, der der Ge- 
meinschaft angemessene Handlungsbefugnisse für 
alle die Fälle gibt, in denen eine Spannung die allge- 
meine Wirtschaftskonjunktur im Gemeinsamen 
Markt entscheidend beeinflussen kann. 

Die Kommission schlägt dem Rat deshalb gemäß 
Artikel 103 Absatz 2 vor, einstimmig zu beschließen, 
unter den in dem beigefügten Vorschlag vorgesehe- 
nen Bedingungen einen mittelfristigen finanziellen 
Beistand einzuführen. 

In Übereinstimmung mit dem Währungsausschuß 
ist die Kommission der Ansicht, daß die Durchfüh- 
rung des damit geschaffenen Mechanismus mittel- 
fristigen finanziellen Beistands durch Beschlüsse ge- 
regelt werden muß, die nach den Bestimmungen des 
Artikels 108 Absatz 2 Unterabsatz 2 des Römischen 
Vertrags getroffen werden, d. h. durch Beschluß des 
Rates mit qualifizierter Mehrheit, auf Empfehlung 
der Kommission und nach Anhörung des Währungs- 
ausschusses. Diese Beschlüsse sollen die Konditio- 
nen des gewährten Kredits, also seine Laufzeit und 
den Zinssatz festlegen. Sie regeln gegebenenfalls 
die wirtschaftspolitischen Verpflichtungen, die der 
begünstigte Mitgliedstaat einzugehen hat, sowie 
auch die Maßnahmen, die zu treffen wären, damit 
ein Gläubigermitgliedstaat im Rahmen des Systems 
seine Forderung mobilisieren kann, falls er selbst 
Zahlungsbilanzschwierigkeiten haben sollte und die 
Mittel des Gemeinschaftssystems erschöpft wären. 
Diese Regelung würde auch für etwaige Entschei- 
dungen über die Bedingungen gelten, unter denen 
ein Mitgliedstaat sich an einer laufenden Aktion 
gegenseitigen Beistands beteiligen könnte, wenn er 
zunächst wegen Zahlungsbilanzschwierigkeiten oder 
mangelnder Reserven nicht daran teilgenommen 
hätte, diese Hindernisse jedoch in der Zwischenzeit 
überwunden wären. 

Ebenso wie der Währungsausschuß ist auch die 
Kommission der Auffassung, daß für die aus der Ein- 
führung des vorgeschlagenen Systems erwachsenden 
finanziellen Verpflichtungen fünf Jahre geltende 
Höchstgrenzen festzusetzen sind, die automatisch um 
jeweils fünf Jahre zu verlängern wären. Jeder Mit- 
gliedstaat hat die Möglichkeit, seine Verpflichtung 
in diesem Rahmen zu beenden, indem er dem Rat 
und der Kommission seine Entscheidung spätestens 
sechs Monate vor Ablauf des jeweiligen Fünfjahres- 
zeitraums mitteilt. 

Die Transaktionen, die sich aus der Gewährung des 
gegenseitigen Beistands ergeben, sind mit einer 
Wechselkursgarantie auszustatten, und zwar da- 
durch, daß die im Rahmen dieses Systems entstehen- 
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den Forderungen und Verbindlichkeiten in Rech- 
nungseinheiten ausgedrückt werden. Es wird vor- 
geschlagen, daß der Wert dieser Rechnungseinheit 
einem Gewicht von 0,888671 g Feingold entsprechen 
soll. 

Schließlich ist die Kommission der Meinung, daß in 
einer ersten Phase und versuchsweise die Verbind- 
lichkeiten der Mitgliedstaaten im Rahmen dieses 
Systems insgesamt nicht weniger 2 Milliarden Rech- 
nungseinheiten betragen sollen und daß die ein- 
zelnen Mitgliedstaaten gemäß dem vom Währungs- 
ausschuß in seinem Bericht vom 10. April 1970 vor- 
geschlagenen Verteilungsschlüssel folgende Beträge 
aufzubringen hätten (in Millionen Rechnungsein- 
heiten) : 


Deutschland 

600 

Belgien-Luxemburg 

200 

Frankreich 

600 

Italien 

400 

Niederlande 

200 


G 



